Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2546 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Juni 1956 

4 — 40005 — 1672/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich als Anlage 1 den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Realkredits 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 160. Sitzung am 15. Juni 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent- 
wurf nach der Anlage 2 Stellung zu nehmen. Im übrigen hat der 
Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. Er ist 
der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c. Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerel, Bonn 
AUeinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 2551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über Maßnahmen auf dem Gebiete des Realkredits 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Schiffspfandbriefbanken 
(Sdiiffsbankgesetz) in der Fassung vom 
8* April 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 241) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 wird nach Nummer 2 fol- 
gende Nummer 2 a eingefügt: 

„2 a. die Gewährung hypothekarisch nicht 
oder nachstellig gesicherter Darlehen 
an die Schiffahrt gegen Übernahme 
der vollen Gewährleistung durch den 
Bund, ein Land oder eine andere in- 
ländische Körperschaft des öffentlichen 
Rechts und die Ausgabe von Schuld- 
verschreibungen auf Grund der so er- 
worbenen Forderungen;" 

2. In § 5 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „die 
Hälfte des eingezahlten Grundkapitals" 
durch die Worte „das eingezahlte Grund- 
kapital" ersetzt. 

3. In § 6 Abs. 3 wird Satz 3 gestrichen. 

4. In § 18 Abs, 1 werden die Worte „auf 
zwei Jahre" durch die Worte „auf fünf 
Jahre" ersetzt. 

5. Nadi § 40 wird folgender § 40 a eingefügt: 

«§ 40 a 

(1) Werden von einer Schiffspfandbrief- 
bank auf Grund hypothekarisch nicht oder 
nachstellig gesicherter Darlehen an die 
Schiffahrt gegen Übernahme der vollen 
Gewährleistung durch den Bund oder ein 
Land oder eine andere inländische Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts Schuldver- 
schreibungen ausgegeben, so sind auf diese 


Schuldverschreibungen und die ihnen zu- 
grunde liegenden Darlehensforderungen 
die Vorschriften des § 6 Abs. 1 und 3 so- 
wie der §§ 8, 20, 21, 23, 24, 28 bis 39 ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Die Schuldverschreibungen, welche 
die Schiffspfandbriefbank gemäß Absatz 1 
ausgibt, dürfen unter Hinzurechnung der 
im Umlauf befindlichen Schiffspfandbriefe 
den in § 7 bestimmten Höchstbetrag um 
nicht mehr als zwei Fünfteile übersteigen," 

Artikel 2 

(1) Hypothekenbanken^ Schiffspfandbrief- 
banken und öffentlich-rechtliche Kreditan- 
stalten können als Ersatzdeckung nach § 6 
Abs. 4 des Hypothekenbankgesetzes, § 6 
Abs. 3 des Schiffsbankgesetzes und § 2 Abs. 3 
des Gesetzes über die Pfandbriefe und ver- 
wandten Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten an Stelle von Hy- 
potheken außer Schuldverschreibungen des 
Bundes oder eines Landes und Geld' auch 
Schuldverschreibungen verwenden, die von 
der Deutschen Bundesbahn oder der Deut- 
schen Bundespost begeben worden sind. Die 
Schuldverschreibungen dürfen höchstens mit 
einem Betrage in Ansatz gebracht werden, 
der um fünf vom Hundert des Nennwertes 
unter ihrem jeweiligen Börsenpreis bleibt, 
den Nennwert aber nicht übersteigt. Die 
Aufsichtsbehörde kann aus besonderen Grün- 
den als Ersatzdeckung auch Schuldverschrei- 
bungen zulassen, für deren Verzinsung und 
Rückzahlung der Bund oder ein Land die Ge- 
währleistung übernommen hat. 

(2) Auch wenn die Voraussetzungen der in 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vorschriften 
nicht vorliegen, können Hypothekenbanken, 
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Schiffspfandbriefbanken und öffentlich-recht- 
liche Kreditanstalten bis zum 31. Dezember 
1960 Schuldverschreibungen, die von dem 
Bunde, einem Lande, der Deutschen Bundes- 
bahn oder der Deutschen Bundespost bege- 
ben worden sind, sowie Geld anstelle von 
Hypotheken als Deckung verwenden. Die 
Höhe dieser Ersatzdeckung darf zwanzig vom 
Hundert des gesamten Pfandbriefumlaufs 
nicht übersteigen; die Aufsichtsbehörde kann 
aus besonderen Gründen Ausnahmen zulas- 
sen. Die Vorschriften des Absatzes 1 Satz 2 
und 3 finden Anwendung. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann für die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1960 gestatten, daß 
das als Ersatzdeckung dienende Geld auf be- 
sonderen Konten bei geeigneten Kreditin- 
stituten angelegt wird. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
sind auf Schuldverschreibungen der in § 41 
des Hypothekenbankgesetzes, § 40 a des 
Schiffsbankgesetzes und § 7 des Gesetzes über 
die Pfandbriefe und verwandten Schuldver- 
schreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anstalten bezeichneten Art und die ihnen zu- 
grunde liegende Darlehensforderungen ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 3 

Das Gesetz über eine vorübergehende Er- 
weiterung der Geschäfte der H^ypotheken- 
und Sdiiffspfandbriefbanken vom 5. August 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 353) in der Fassung 
des Gesetzes über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Hypotheken- und Schiffs- 
bankrechts sowie über Ausnahmen von § 247 
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 
30. April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 115) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

(1) Hypothekenbanken und Schiffs- 
pfandbriefbanken dürfen außer den In § 5 
des Hypothekenbankgesetzes und § 5 des 
Schiffsbankgesetzes genannten Geschäften 
bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau und 
mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde bei 
anderen Kapitalsammelstellen Darlehen 
zum Zwecke der Gewährung nach diesen 
Vorschriften zulässiger Darlehen aufneh- 
men und für sie Sicherheiten bestellen. 

(2) Verträge über die Aufnahme von 
Darlehen nach Absatz 1 dürfen nur bis 


zum 31. Dezember 1960 geschlossen wer- 
den. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen bei 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank ge- 
mäß § 5 Abs. 1 Nr. 7 des Hypotheken- 
bankgesetzes aufgenommene Darlehen 
auch zum Zwecke der Gewährung nicht- 
hypothekarisdier Darlehen Im Sinne von 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 des Hypothekenbank- 
gesetzes verwendet werden.“ 

2. In § 2 und In § 3 werden die Worte „§ 7 
des Schiffsbankgesetzes“ jeweils durch die 
Worte „§§ 7 und 40 a des Schiffsbank- 
gesetzes“ ersetzt. 

Artikel 4 

§ 2 des Gesetzes über weitere Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Hypotheken- und 
Schiffsbankrechts sowie über Ausnahmen von 
§ 247 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
vom 30. April 1954 (Bundesgesetzbl. IS. 115) 
wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 treten an die Stelle der Worte 
„bis zum 31. Dezember 1956 nach den 
Vorschriften der Absätze 2 und 3“ die 
Worte „bis zum 31. Dezember 1960 nach 
der Vorschrift des Absatzes 2“. 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In § 7 des Hypothekenbankgesetzes 
und in § 7 des Schiffsbankgesetzes tritt für 
das bis zum 1. Januar 1957 eingezahlte 
Grundka pital und den an diesem Tage 
vorhandenen Reservefonds an Stelle des 
zwanzigfachen der fünfundzwanzigfache, 
in 4 46 Abs. 2 des Hypothekenbank- 
gesetzes an Stelle des fünfzehnfachen der 
achtzehndreiviertelfache Betrag.“ 

3. Absatz 3 fällt fort. 

4. In Absatz 4 treten an die Stelle der Worte 
„nach dem 31. Dezember 1956“ die Worte 
„nach dem 31. Dezember 1960“. Absatz 4 
wird Absatz 3. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Bereits das Gesetz über eine vorübergehende 
Erweiterung der Geschäfte der Hypotheken- 
und Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 
1950 (BGBl. I S. 353) und das Gesetz über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Hypotheken- und Schiffsbankrechts sowie 
über Ausnahmen von § 247 Abs. 1 BGB vom 
30. April 1954 (BGBl. I S. 115) hatten ge- 
wisse für den Geschäftsbetrieb der Hypothe- 
ken- und Schiffspfandbriefbanken geltende 
gesetzliche Vorschriften aufgelockert und den 
wirtschaftlichen Verhältnissen angepaßt, die 
sich in den Jahren nach der Währungsreform 
ergeben hatten. Dabei war die Erwägung 
maßgebend gewesen, daß es die Hauptaufgabe 
der Hypotheken- und Schiffspfandbriefban- 
ken sei, den Wohnungs- und Schiffsbau durch 
Gewährung langfristigen Kapitals zu fördern, 
und daß die ein ausreichendes Eigenkapital 
der Banken und einen reibungslos funktionie- 
renden Kapitalmarkt voraussetzenden Vor- 
schriften des Elypothekenbankgesetzes und des 
Schiffsbankgesetzes kein Hindernis für die 
Erfüllung der nach dem Kriege in gewaltigem 
Ausmaß gestiegenen Anforderungen an die 
Kreditinstitute bilden dürften, solange diese 
Voraussetzungen nicht wiederherzustellen 
seien. In der Erwartung, daß die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse sich Innerhalb weniger 
Jahre wieder soweit normalisiert haben wür- 
den, daß eine Rückkehr zu den alten gesetz- 
lichen Vorschriften möglich sein werde, erhiel- 
ten die Gesetze vom 5. August 1950 und vom 
30. April 1954 den Charakter von bloßen 
Übergangsvorschriften und wurden zum größ- 
ten Teil in ihrer Geltung zeitlich begrenzt. 
Nachdem sich herausgestellt hat, daß der 
außergewöhnlich hohe Bedarf an langfristigen 
Mitteln für Zwecke des Wohnungs- und 
Schiffsbaus fortbesteht und daß die Lage am 
Kapitalmarkt die Bildung eines ausreichenden 
Eigenkapitals der Realkreditinstitute weiter 
verzögert, ergibt sich die Notwendigkeit, 
die Geltungsdauer der erwähnten Übergangs- 
vorschriften nochmals zu verlängern und 


diese dabei zu ergänzen oder an die seit 
ihrem Erlaß eingetretene Änderung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse anzupassen. Wenn 
der Gesetzentwurf in diesem Zusammenhang 
auch eine als endgültig gedachte Änderung 
des Schiffsbankgesetzes bringt, so ist die Ur- 
sache dafür, daß es sich insoweit um eine 
Angleichung des Geschäftskreises der Schiffs- 
pfandbriefbanken an den Geschäftskreis der 
Hypothekenbanken handelt, über die bereits 
im Jahre 1943 Erörterungen unter den be- 
teiligten Ministerien stattgefunden haben, die 
nicht mehr zum Abschluß gelangt sind, und 
daß der erhöhte Finanzierungsbedarf der 
Schiffahrt nunmehr den Anlaß gegeben hat, 
diese Frage wieder aufzugreifen. Im übrigen 
sieht der Entwurf davon ab, den Wortlaut 
des Hypothekenbankgesetzes, des Schiffs- 
bankgesetzes und des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandten Sdauldverschrei- 
bungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 
bereits jetzt zu ändern; an die Lösung des 
Problems, ob und in welchem Umfang diese 
Gesetze auf die Dauer reformbedürftig sind, 
kann erst herangegangen werden, wenn Klar- 
heit über die gesetzliche Neuregelung des 
Kreditwesens geschaffen ist. 

Im einzelnen ist zu den Vorschriften des 
Entwurfs folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Nach den §§ 1 und 5 des Schiffsbankgesetzes 
dürfen Schiffspfandbriefbanken Darlehen nur 
gegen Bestellung von Schiffshypotheken ge- 
währen. Diese Schiffshypotheken müssen, um 
eine geeignete Deckung für die von den Ban- 
ken ausgegebenen Schiffspfandbriefe darzu- 
stellen, den in §§ 9 und 10 des Gesetzes be- 
zeichneten Voraussetzungen entsprechen, ins- 
besondere erststellig sein und innerhalb der 
ersten drei Fünftel des Wertes des Schiffes 
oder Sdilffsbauwerkes liegen. Die deutsche 
Schiffahrt verfügt noch nicht über genügen- 
des Eigenkapital, um Bauvorhaben mit einer 



erststelligen Sdiiffshypothek voll finanzieren 
zu können. Nachdem die Möglichkeit der 
Aufnahme von Geldern nach § 7 d des Ein- 
kommensteuergesetzes weggefallen ist, müs- 
sen daher, um das große Bauprogramm der 
Schiffahrt nicht zu gefährden, andere Finan- 
zierungsquellen erschlossen werden. Einen 
Weg dazu schafft die in Artikel 1 Nr. 1 des 
Entwurfs vorgesehene Vorschrift, die eine 
Kreditgewährung durch die Schiffsbanken 
auch bei Bestellung nachstelliger Hypotheken 
oder sogar ohne hypothekarische Sicherung 
gegen Übernahme der vollen Gewährleistung 
durch den Bund, ein Land oder eine andere 
inländische Körperschaft des öffentlichen 
Rechts gestattet. Damit wird der Geschäfts- 
kreis der Schiffsbanken demjenigen der 
Hypothekenbanken angeglichen, denen in 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 des Hypothekenbankgeset- 
zes das sogenannte Kommunalgeschäft seit 
jeher erlaubt ist. Unter „voller Gewährlei- 
stung‘‘ der nicht nach den §§ 9 und 10 des 
Schiffsbankgesetzes hypothekarisch gesicher- 
ten Darlöhensforderungen ist dabei, ebenso 
wie in § 5 des Hypothekenbankgesetzes, die 
Übernahme der Gewähr für die Verzinsung 
und Rückzahlung des Kapitals zu verstehen, 
ohne daß damit bereits die Ausgestaltung des 
Bürgschaftsverhältnisses im einzelnen vorge- 
schrieben wird. 

Daß die auf Grund der hypothekarisch nicht 
oder nur nachstellig gesicherten Darlehens- 
forderungen auszugebenden Schuldverschrei- 
bungen nicht Schiffspfandbriefe im Sinne des 
Gesetzes sind und auch als solche nicht be- 
zeichnet werden dürfen, ergibt sich aus § 6 
Abs. 1 und §§ 9 ff. des Schiffsbankgesetzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 des Schiffsbankgesetzes sieht, 
ebenso wie § 5 Abs. 1 Nr. 5 des Hypothe- 
kenbankgesetzes, vor, daß die Banken Geld- 
einlagen bis zur Hälfte des eingezahlten 
Grundkapitals annehmen dürfen. Die Vor- 
schrift des Hypothekenbankgesetzes ist je- 
dock nach Artikel III des Vierten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Hypo- 
thekenbankgesetzes vom 29. März 1930 
(RGBL I S. 108) noch nicht in Kraft getre- 
ten. Vielmehr ist den Hypothekenb^i^ken, 
solange die Bundesregierung das Inkrafttre- 
ten der Vorschrift nicht anordnet, die An- 
nahme von Geld bis zum vollen Betrage des 
eingezahlten Grundkapitals gestattet. Ar- 
tikel 1 Nr. 2 des Entwurfs gleicht ^ den 


Rechtszustand auch hier an, um es den Kun- 
den der Schiffsbanken zu ermöglichen, das 
für den Schiffstbau anderweit beschaffte Geld 
in größerem Umfang als Einlage bei den 
Schiffsbanken zu halten und damit den Ge- 
schäftsverkehr mit diesen zu erleichtern. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

§ 6 Abs. 3 Satz 3 des Schiffsbankgesetzes 
gestattet es der Aufsichtsbehörde, aus beson- 
deren Gründen eine andere als die gesetzlich 
vorgesehene Ersatzdeckung zuzulassen. Ge- 
gen die Aufrechterhaltung dieser schranken- 
losen Ermächtigung bestehen Bedenken. 
Auch bei der Ersatzdeckung wird stets Rück- 
sicht darauf zu nehmen sein, daß die Insti- 
tution des Pfandbriefes besondere Garan- 
tien für den Gläubiger yoraussieht. Der Ent- 
wurf sieht daher die Streichung der Vor- 
schrift vor. Soweit im Einzelfall Bedürfnis 
für die Zulassung anderer Werte als Ersatz- 
deckung besteht, soll jedoch für die Sdiiffs- 
banken nunmehr die für alle Realkreditinsti- 
tute als Übergangs Vorschrift bis zur Neu- 
regelung der gesamten Materie gedachte Vor- 
schrift des Artikels 2 Abs. 1 Satz 3 gelten- 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die Abzahlung eines bei einer Schiffsbank 
auf genommenen Darlehens hat nach § 18 
Abs. 1 des Schiffsbankgesetzes spätestens 
nach einem Jahr zu beginnen. Mit Zustim- 
mung der Aufsichtsbehörde kann dieser Zeit- 
raum aus besonderen Gründen für einzelne 
Darlehensforderungen bis auf zwei Jahre 
verrängert werden. Mit der Vorschrift des 
Artikels 1 Nr. 4 wird der Aufsichtsbehörde 
die Befugnis gegeben, eine weitere Hinaus- 
schie<bung des Abzahlungsbeginns zu gestat- 
ten. Diese Regelung erscheint zweckmäßig, 
um es den Schiffseignern, die häufig mehrere 
Kredite für den Zweck des Schiffsbaus auf- 
zunehmen gezwungen waren, zu ermög- 
lichen, zunächst den einen — etwa kurzfri- 
stigen — Kredit voll zurückzuzahlen, bevor 
sie mit der Tilgung des Kredits bei der 
Schiffsbank beginnen. Eine Mehrbelastung 
der Schiffseigner tritt in diesem Falle trotz 
Beibehaltung der Darlehenshöchstdauer von 
12 Jahren (§ 10 Abs. 2 des Schiffsbankge- 
setzes) nicht ein, da die Höhe der einzelnen 
Jahresleistung sich regelmäßig nicht ändert, 
diese vielmehr lediglich, anstatt auf die meh- 
reren Kredite verteilt zu werden, zunächst 
nur auf einen Kredit verrechnet wird. Im 
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übrigen hat es die Aufsiditsbe'hörde in der 
Hand, den Abzahlungsbeginn innerhalb des 
im Entwurf vorgesehenen Rahmens von 
5 Jahren nach Lage des Einzelfalles zu be- 
stimmen. 

Zu Artikel 1 Nr, 5 

Die Vorschrift bringt die mit der Zulassung 
des Kommunalgeschäfts und der Ausgabe 
von besonderen Schuldverschreibungen neben 
den Schiffspfandbriefen notwendig werdende 
Ergänzung des Schiffsbankgesetzes in Anleh- 
nung an § 41 des Hypothekenbankgesetzes. 

Zu Artikel 2 Abs. 1 

Absatz 1 stellt in Übereinstimmung mit § 31 
Abs. 1 des Bundesbahngesetzes und § 22 des 
Postverwaltungsgesetzes fest, daß den im 
Hypothekenbankgesetz, im Schiffsbankgesetz 
und im Gesetz über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibungen öffent- 
lich-rechtlicher Kreditanstalten als Ersatz- 
deckung zugelassenen Schuldverschreibungen 
des Bundes und der Länder die Schuldver- 
schreibungen der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost gleichstehen. Die 
Vorschrift läßt besondere gesetzlidie Bestim- 
mungen über die Eignung anderer Vermö- 
genswerte als Ersatzdeckung, wie etwa § 2 
Abs. 2 der 30. DVO/UG, unberührt. Wenn 
weiterhin bestimmt wird, daß der Betrag, 
mit dem als Ersatzdeckung dienende Schuld- 
verschreibungen In Ansatz gebracht werden, 
deren Nennbetrag nicht übersteigen darf, so 
bedeutet das materiell nur eine Abänderung 
der für Hypothekenbanken und öffentlich- 
rechtliche Kreditanstalten geltenden Vor- 
schriften, da das Schiffsbankgesetz bereits in 
§ 6 Abs, 3 Satz 2 eine entsprechende Rege- 
lung erhält. Da Fälle denkbar sind. In denen 
sich ein Bedürfnis für eine andere Art der 
Ersatzdeckung ergibt, gestattet Satz 3 der 
Aufsichtsbehörde, aus besonderen Gründen 
als Ersatzdeckung auch Schuldverschreibun- 
gen zuzulassen, für deren Verzinsung und 
Rückzahlung der Bund oder ein Land die 
Gewährleistung übernommen hat. EineÜber- 
nahme der Gewährleistung im Sinne der 
Vorschrift Hegt nicht bereits dann vor, wenn 
der Bund oder ein Land generell als Ge- 
währträger für das Emissionsinstitut haftet. 
Erforderlich Ist vielmehr die Übernahme der 
Bürgschaft oder Garantie für bestimmte 
Shuldvershreibungen. 


Zu Artikel 2 Abs. 2 

Die Im Hypothekeribankgesetz, im Shiffs- 
bankgesetz und im Gesetz über die Pfand- 
briefe und verwandten Shuldverschreibun- 
gen öffentlih-rehtliher Kreditanstalten 
enthaltenen Vorshriften über die Ersatz- 
deckung der Pfandbriefe gehen sämtlih von 
der Voraussetzung aus, daß Pfandbriefe auf 
Grund vorher erworbener Hypotheken aus- 
gegeben werden und daß die Notwendigkeit 
einer Deckung durh andere Werte daher nur 
vorübergehend und in beschränktem Umfange 
auftreten kann. Nah der Währungsreform 
setzte jedoh eine Entwicklung ein, die zu 
einer zeitweise reht erheblihen Umfang an- 
nehmenden Zurückdrängung der Hypothek 
als Deckung geführt hat. Das den Banken 
verbliebene geringe Eigenkapital, das noh 
dazu überwiegend in Ausgleihsforderungen 
bestand, konnte die dem Eigenkapital oblie- 
gende Vorfinanzierungsfunktion niht mehr 
erfüllen. Es war den Banken unmöglih, aus 
ihm Darlehen zu geben, bevor eine neue 
Emission auf den Markt gebracht wurde. 
Vielmehr mußten umgekehrt die für die Ge- 
währung von Darlehen erforderlihen Mittel 
über die Ausgabe von Pfandbriefen beshafft 
werden, zu deren Deckung demgemäß nun- 
mehr Geld und Wertpapiere primär dienten. 
Einer shnellen Anlage dieser Werte in Hy- 
potheken stand und steht teilweise auh heute 
noh der Umstand entgegen, daß die Hypo- 
thekenbanken im Gegensatz zu früher Dar- 
lehenszusagen nicht mehr überwiegend auf 
bereits fertige Objekte geben, sondern Neu- 
bauten finanzieren, die meist im Rahmen des 
sozialen Wohnungs*baus erstellt werden. Bei 
diesem werden aber die öffentlihen Baudar- 
lehen von den zuständigen Stellen erst dann 
zugesagt, wenn der Bauherr die bestimmte 
Zusage einer ersten Hypothek nahweisen 
kann. Die Darlehenszusage des Realkreditin- 
stituts Steht daher am Beginn eines langwie- 
rigen Finanzierungs- und Bauvorgangs, so 
daß geraume Zeit vergeht, bis die Auszah- 
lung der Hypothek erfolgen darf. Die Ablö- 
sung der Ersatzdeckung durh die ordent- 
lihe Hypothekendeckung wird somit niht 
nur verzögert, sondern die Ersatzdeckung 
wähst sogar jedes Mal dann wieder an, wenn 
der Wohnungsbau große Anforderungen an 
die Finanzierungskraft der Realkreditinsti- 
tute stellt. Bei den Shiffsbanken und Im 
Kommunalgeshäft haben sih gleihe Shwie- 
rigkelten, wenn auh niht in demselben Um- 
fange, gezeigt. Der Zwang der Verhältnisse 
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hat somit zu einer Zusammensetzung der 
Deckung geführt, die den Vorstellungen des 
Gesetzgebers über die Ersatzdeckung und 
dem Wesen des Pfandbriefes als einer durch 
Hypotheken bestimmter Art besonders ge- 
sicherten Schuldverschreibung widerspricht. 
Da die geschilderten außergewöhnlichen Ver- 
hältnisse bei dem starken Finanzierungsbe- 
darf des Wohnungs- und des Schiffsbaus vor- 
aussichtlich noch einige Zeit anhalten werden, 
■die Anwendung der geltenden engen Ersatz- 
deckungsvorschriften den Banken jedoch die 
Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben in 
nicht zu vertretendem Umfang unmöglich 
machen würde, muß ein Weg gesucht wer- 
den, der es erlaubt, den Geschäftsbetrieb der 
Banken mit dem Gesetz in Einklang zu hal- 
ten, und dabei einerseits den Erfordernissen 
der besonderen Lage am Baumarkt Rechnung 
trägt, andererseits aber die Gewähr dafür 
bietet, daß die Höhe der Ersatzdeckung nicht 
einen Umfang annimmt, der die Institution 
des Pfandbriefs in Frage stellen würde. Der 
Gesetzentwurf sieht daher vor, daß für eine 
Übergangszeit bis zum 31. Dezember 1960 
Ersatzdeckung, auch wenn die Voraussetzun- 
gen der Vorschriften des Hypothekenbank- 
gesetzes, des Schiffsbankgesetzes und des Ge- 
setzes über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher 
Kreditanstalten nicht vorliegen, bis zur Höhe 
von 20 V. H. des gesamten Pfandbriefumlaufs 
verwendet werden darf^ Soweit die Vorsorge 
für die Refinanzierung der Banken im Inte- 
resse einer reibungslosen Weiterführung des 
Wohnungs- und Schiffsbaus cs erforderlich 
macht, soll die Aufsichtsbehörde eine Über- 
schreitung dieser Grenze im Einzelfall zu- 
lassen können. 

Zu Artikel 2 Abs. 3 

Die bestehenden gesetzlichen Vorschriften 
über die Ersatzdeckung gehen, wie § 31 
Abs. 1 des Hypothekenbankgesetzes, § 30 
Abs. 1 des Schiffsbankgesetzes und insbeson- 
dere die Vorschriften in § 3 Abs. 1 Satz 3 
des Gesetzes über die Pfandbriefe und ver- 
wandten Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten zeigen, davon aus, 
daß neben den zugclassenen Schuldverschrei- 
bungen nur Bargeld als Ersatz deckung in Be- 
tracht kommen soll. Diese Regelung erklärt 
sich aus der bereits erwähnten Vorstellung 
des Gesetzgebers, daß Ersatzdeckung nur sel- 
ten und vorübergehend notwendig sein 


werde. Wird, wie nunmehr im Entwurf vor- 
gesehen ist, eine primäre Ersatzdeckung auf 
längere Zeit und in nicht unbeträchtlichem 
Umfang zugelassen, so würde es den Regeln 
eines ordnungsmäßigen Bankbetriebes wider- 
sprechen und nicht zu vertretende Nachteile 
für die Banken und ihre Kunden mit sich 
bringen, wenn Geldbeträge in bar oder, was 
mit dem Erfordernis des Gesetzes nach heu- 
tiger Auffassung unbedenklich vereinbar 
wäre, als Guthaben bei den Landeszentral- 
banken, d. h. also jedenfalls zinslos, gehalten 
werden müßten. Die Anlage auf Konten bei 
anderen Kreditinstituten soll daher für die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1960 zulässig 
sein, wobei ein Unterschied zwischen primä- 
rer und sekundärer Ersatzdeckung nicht ge- 
macht wird. Es erscheint zweckmäßig, hier 
die Aufsichtsbehörde einzuschalten, um 
sicherzustellen, daß die Realkreditinstitute 
sich nur geeigneter Geschäftsbanken bedienen. 

Zu Artikel 2 Abs. 4 

Absatz 4 enthält eine Ergänzung des § 41 des 
Hypothekenbankgesetzes, des § 40 a des 
Schlffsbankgesctzes und des § 7 des Gesetzes 
über die Pfandbriefe und verwandten Schuld- 
verschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anstalten insofern, als er neben den dort auf 
die Schuldverschreibungen (Kommunaldbli- 
gatlonen) der Banken für entsprechend an- 
wendbar erklärten Vorschriften über die 
Ersatzdeckung für Pfandbriefe auch die Ab- 
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und die ihnen zugrunde liegenden Darlehens- 
forderungen für entsprechend anwendbar er- 
klärt. 

Zu Artikel 3 Nr. 1 

Die in § 1 des Gesetzes vom 5. August 1950 
zunächst nur bis zum 31. Dezember 1953 
erstreckte Frist für die Aufnahme sogenann- 
ter Globaldarlehen durch Hypotheken- und 
Schiffspfandbriefbanken war durch § 1 des 
Gesetzes vom 30. April 1954 bis zum 
31. Dezember 1956 verrängert worden. Ihre 
nochmalige Verlängerung bis zum Ablauf des 
Jahres 1960 erscheint aus den eingangs er- 
wähnten Gründen geboten. Die bisherige 
Einschränkung, daß derartige Darlehen nur 
zum Zwecke der Gewährung hypothekarisch 
gesicherter Darlehen aufgenommen werden 
dürfen, wird durch die Neufassung der Vor- 
schrift im Entwurf beseitigt, da es unbedenk- 
Ilch ist, wenn die auf diese Weise gewonne- 
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nen Mittel für die Gewährung jedes Darle- 
hens verwendet werden, das von den Banken 
nach den gesetzlichen Vorschriften gewährt 
werden darf. Das gilt auch für die schon auf 
Grund des § 5 Abs. 1 Nr. 7 des Hypotheken- 
bankgesetzes zulässige Aufnahme von Glo- 
baldarlehen bei der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank. 

Zu Artikel 3 Nr. 2 

Nr. 2 bringt eine redaktionelle Änderung 
der §§ 2 und 3 des Gesetzes vom 5. August 
1950, die durch die Zulassung des Kommu- 
nalgeschäfts bei Schiffsbanken und die damit 
verbundene Erweiterung der Umlaufsgrenze 
notwendig wird (vgl. Artikel 1 Nr. 1 und 5 
des Entwurfs). 

Zu Artikel 4 

Bei Hypotheken- und Schiffspfandbriefban- 
ken ist der Umlauf der Pfandbriefe und der 
sonstigen Schuldverschreibungen an die Höhe 
des Eigenkapitals gekoppelt. Die cthebllche 
Ausweitung der Geschäfte der Banken nach 
der Währungsreform In Verbindung mit der 
Schwierigkeit, die Mittel für notwendige 
Kapitalerhöhungen zu beschaffen, führte be- 
reits im Jahre 1954 zu der Notwendigkeit, 
'den Multiplikator der §§ 7 und 46 des 
Hypothekenbankgesetzes und des § 7 des 
Schiffsbankgesetzes für das bis zum 1. Januar 
1954 vorhandene Eigenkapital um 50 v. H. 
zu erhöhen, da die Banken anderenfalls ge- 
zwungen gewesen wären, von neuen Emis- 
sionen abzusehen, und damit als Institute für 
die Finanzierung des Wohnungs- und Schiffs- 
baus ausgefallen wären. § 2 des Gesetzes vom 
30. April 1954 sah die Erhöhung der Um- 
laufsgrenze als eine durch anomale Um- 
stände erzwungene vorübergehende Maß- 
nahme an und bestimmte daher, daß nach 
dem 31. Dezember 1956 wieder das alte Ver- 
hältnis zwischen Eigenkapital und Umlauf 
(1 : 20 bei reinen Hypothekenbanken und 
bei Schiffspfandbrief banken; 1 : 15 bei ge- 
mischten Hypothekenbanken) gelten solle. 
Gleichzeitig bestimmte die Vorschrift, um 
eine allmähliche Zurückführung des Umlaufs 
schon vor diesem Zeitpunkt zu gewährlei- 
sten, daß nach dem 1. Januar 1954 In das 
Handelsregister eingetragene Kapitaler- 
höhungen den Schuldverschreibungsumlauf 


nur um das Zehnfache ihres Betrages erwei- 
tern (dürften. Es hat sich inzwischen gezeigt, 
daß der Finanzierungsbedarf des Wohnungs- 
und Schiffsbaus unverändert stark geblieben 
Ist, während die Verhältnisse am Kapital- 
markt es einer ganzen Anzahl von Banken 
noch Immer nicht gestattet haben, so erheb- 
liche Kapitalcrhöhungen vorzunehmen, daß 
Ihr Umlauf bis zum 1. Januar 1957 auf die 
alte Relation zurückgeführt werden könnte. 
Um zu verhindern, idaß ein Teil der Banken 
■den Geschäftsbetrieb nach dem 31. Dezember 

1956 stillegen muß, sind daher erneut gesetz- 
liche Maßnahmen erforderlich, wobei jedoch 
in Übereinstimmung mit der allgemeinen 
Tendenz, den Anteil des Eigenkapitals am 
Geschäftsvolumen wieder zu erhöhen, wei- 
terhin an dem Ziel festgehalten wird, nach 
Beruhigung der Lage am Baumarkt wieder 
zu der Regelung der §§ 7 und 46 des Hypo- 
thekenbankgesetzes und des § 7 des Schiffs- 
bankgesetzes zurückzukehren. Artikel 4 be- 
stimmt bis zum 31. Dezember 1960 für das 
bis zum 1. Januar 1957 eingezahlte Grund- 
kapital und den an diesem Tage vorhande- 
nen Reservefonds bei reinen Hypotheken- 
banken und bei Schiffspfandbriefbanken das 
Fünfundzwanzigfache, bei gemischten Hypo- 
thekenbanken das Achtzehndrelvicrtelfache 
als zulässigen Multiplikator. Am 1. Januar 

1957 vorhanden im Sinne dieser Vorschrift 
Ist der in die Bilanz für das im Jahre 1956 
ablaufende Geschäftsjahr eingestellte Re- 
servefonds. Das damit erfolgende Herab- 
gehen vom Dreißig- bzw. Zwelundzwanzig- 
einhalbfachen auf ein den Vorschriften des 
Hypothekenbank- und des Schiffsbank- 
gesetzes schon angenähertes Vielfaches gestat- 
tet es aber, Absatz 3 des § 2 des Gesetzes 
vom 30. April 1954 zu streichen und damit 
die Banken in die Lage zu setzen, bei Kapi- 
talerhöhungen nach dem 1. Januar 1957 den 
Umlauf insoweit wieder um das Zwanzig- 
bzw. Fünfzehnfache zu erhöhen. 

Artikel 5 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 6 

sieht vor, daß das Gesetz am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft treten soll. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Durch dieses Gesetz soll das Gesetz über eine 
vorübergehende Erweiterung der Geschäfte 
der Hypotheken- und Schiffspfandbriefban- 
ken vom 5. August 1950 (BGBl. S. 353) förm- 
lich geändert werden, das seinerseits ein Zu- 
stimmungsgesetz war. Die formelle Änderung 
eines Zustimmungsgesetzes bedarf der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Außerdem regelt 
das Gesetz in mehreren Vorschriften das Ver- 
waltungsverfahren der Bankaufsichtsbehör- 
den der Länder im Sinne von Artikel 84 
Abs. 1 GG, wozu gleichfalls die Zustimmung 
des Bundesrates erforderlich ist. 


2. Die Bundesregierung wird gebeten, in 
einem neuen Artikel 1 a zu bestimmen, daß 
das Gesetz über die Pfandbriefe und ver- 
wandten Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten vom 21. Dezember 
1927 (RGBl. I S. 492) in seiner letzten Fas- 
sung dahin ergänzt wird, daß die öffentlich- 
rechtlichen Kreditanstalten befugt sind, 
Schiffspfandbriefe auszugeben, die durch 
Schiffshypotheken gedeckt sind und für die 


die Führung eines besonderen Deckungs- 
registers vorgesehen Ist. 

Begründung 

Die Notwendigkeit, die Emission von 
Schiffspfandbriefen zu fördern, braucht nicht 
besonders betont zu werden, nachdem die 
deutsche Schiffahrt durch den Abbau der 
öffentlichen Hilfen für die Kapitalbeschaf- 
fung ganz auf die Inanspruchnahme des Ka- 
pitalmarkts verwiesen worden ist. Neben den 
privaten Schiffsbanken, deren Emissionsmög- 
lichkeit durch die Begrenzung ihres Pfandbrie- 
umlaufs auf ein bestimmtes Vielfaches ihres 
Eigenkapitals eingeschränkt ist, kommen als 
Mittler zwischen dem Kapitalmarkt und der 
Sdiiffahrt allein nodi die öffentlich-rechtli- 
chen Kreditanstalten in Frage. Es ist darauf 
hinzuweisen, daß die öffentlich-rechtlichen 
Kreditanstalten der Küstenländer auch schon 
bisher in großem Umfang erststellige Schiffs- 
hypotheken begeben haben, die auf der Basis 
von Globaldarlehen refinanziert wurden. Es 
ist notwendig, auch die Refinanzierung auf 
Pfandbriefbasis zu ermöglichen. Die vorge- 
schlagene Neuregelung soll Im Interesse einer 
klaren Abgrenzung der Grundstückspfand- 
briefe von den Schiffspfandbriefen auch dazu 
führen, daß den Instituten, die Schiffspfand- 
briefe ausgeben wollen, die Befugnis zur Bil- 
dung gesonderter Deckungsmaßnahmen einer- 
seits aus Schiffshypotheken, andererseits aus 
Llegensdiaftshypotheken, eingeräumt wird. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Gesetzentwurf bedarf nach dem 
Grundgesetz nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

a) Ob das Gesetz über eine vorübergehende 
Erweiterung der Geschäfte der Hypothe- 
ken- und Schiffspfandbriefbanken vom 
5. August 1950 (BGBL I S. 353), das durch 
Artikel 3 des vorliegenden Gesetzentwurfs 
geändert werden soll, der Zustimmung 
des Bundesrates bedurfte, kann dahinge- 
stellt bleiben, da die Änderung eines Zu- 
stimmungsgesetzes nur dann ihrerseits 
wiederum der Zustimmung des Bundes 
rates bedarf, wenn sich die Änderung J 
solche Vorschriften bezieht, die die m- 
stimmungsbedürftigkeit des zu ändernden 
Gesetzes begründet haben oder die mit 
solchen Normen in einem untrennbaren 
Zusammenhang stehen. Diese Vorausset- 
zungen liegen hier nicht vor. 

b) Soweit Vorschriften des Gesetzentwurfs 
die Bankaufsichtsbehörden der Länder be- 
rühren, haben diese Vorschriften nicht 
das Verwaltungsverfahren dieser Länder- 
behörden im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 
GG, sondern eine Regelung Ihrer mate- 
riellen Befugnisse zum Gegenstand. 

2. Gegen die vorgeschlagene Ergänzung des 
Gesetzentwurfs durch eine Vorschrift, die den 
öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten die Aus- 
gabe von Schiffspfandbriefen ermöglicht, 
werden Bedenken nicht erhoben. 

Die Ergänzung könnte in der Weise durch- 
geführt werden, daß In den Gesetzentwurf 
ein Artikel 1 a mit folgendem Wortlaut ein- 
gefügt wird: 

»Artikel 1 a 

Das Gesetz über die Pfandbriefe und ver- 
wandten Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten vom 21. Dezem- 
ber 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 492) in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vom 12. März 
1931 (Reichsgesetzbl. I S. 32) und der Ver- 
ordnung über wertbeständige Rechte vom 
16. November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1521) 
wird wie folgt geändert: 


Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„§ 6 a 

(1) Die von einer öffentlich-rechtlichen 
Kreditanstalt ausgegebenen Schuldverschrei- 
bungen sind Schiffspfandbriefe, wenn zu 
ihrer Deckung nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 4 Schiffshypotheken bestimmt sind. 

(2) Der Gesamtbetrag der im Umlauf be- 
findlichen Schiffspfandbriefe muß In Höhe 
des Nennwertes jederzeit durch Schiffshypo- 
theken von mindestens gleicher Höhe und 
mindestens gleichem Zinserträge gedeckt 
sein. 

(3) Hat die Kreditanstalt ein Schiff oder 
ein Schiffsbauwerk zur Verhütung eines Ver- 
lustes an einer ihr daran zustehenden Schiffs- 
hypothek erworben, so kann sie, sofern die 
Schiffshypothek nach den allgemeinen Vor- 
schriften erlöschen würde, beim Erwerb 
durch Reditsgeschäft durch Erklärung gegen- 
über dem Registergericht, beim Erwerb In 
der Zwangsversteigerung durch Erklärung 
gegenüber dem Vollstreckungsgeridit bestim- 
men, daß die Schiffshypothek bestehenblei- 
ben soll; die Erklärung muß im Falle des 
Erwerbs durch Rechtsgeschäft zugleich mit 
dem Antrag auf Eintragung der Eigentums- 
änderung in das Schiffsregister abgegeben 
werden, im Falle des Erwerbs in der Zwangs- 
versteigerung spätestens bevor das Register- 
gericht um die Berichtigung des Schiffsregi- 
sters ersucht wird. Die Erklärung bedarf, 
wenn sie nldit vor dem zuständigen Gericht 
zur Niederschrift des Richters abgegeben 
wird, der öffentlichen Beglaubigung; ihr In- 
halt ist im Schiffsregister elnzutragcn. Soweit 
die Kreditanstalt das Bestehenbleiben der 
Schiffshypothek bestimmt, gilt diese als 
nicht erloschen; § 64 Abs. 2 Satz 2 des Ge- 
setzes über Rechte an eingetragenen Schiffen 
und Schiffsbauwerken vom 15. November 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1499) gilt sinnge- 
mäß. 

(4) Im übrigen sind § 2 Abs. 2 und 3, § 3 
Abs. 1, § 4, § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1, 3 und 
4 entsprechend anzuwenden.“ ‘ 
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